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sefeß- Sammlung 
für die. ; 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 2. 


(Nr. 7772.) Beſtätigungs- Urkunde, betreffend eine Aenderung des Statuts der Rheiniſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 14. Dezember 1870. N 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


Nachdem die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalverſammlung 
ihrer Aktionaire vom 31. Mai 1870. beſchloſſen hat, den §. 7. der unterm 
21. Auguft 1837. (Gefeß-Samınl. für 1855. S. 38. ff.) Allerhöchſt beftätigten 
Statuten in folgender Weiſe abzuändern reſp. durch folgenden Paragraphen 
zu erſetzen: 

$. 7. 


„Die Geſellſchaft kann mit den Unternehmern von Eiſenbahnen 
und anderen Transportanſtalten, welche mit ihrer Bahn in unmittelbarer 
oder mittelbarer Verbindung ſtehen oder errichtet werden, zur Förderung 
ihres eigenen Unternehmens Verträge wegen gegenſeitiger Benutzung 
ſchließen oder auch bei ſolchen Eiſenbahnen und anderweitigen Transport⸗ 
anſtalten ſich betheiligen.“ 

wollen Wir dieſem Beſchluſſe die landesherrliche Genehmigung hierdurch ertheilen. 
a Die gegenwärtige Urkunde iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu 

machen. 

Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 

Königlichen Inſiegel. 


Gegegeben Hauptquartier Verſailles, den 14. Dezember 1870. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itze nplitz. Leonhardt. 
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Cr. 77780 Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis ⸗Obliga⸗ f 
Be. tionen des Heiligenbeiler Kreiſes im Betrage von 80,000 Thalern. Vom 
19. Dezember 1870. + 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ı. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Heiligenbeiler Kreiſes auf den Kreis⸗ 
tagen vom 1. Februar und 14. Juli d. J. beſchloſſen worden, die zur Vollendung 
der vom Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten außer der durch das Privilegium 
vom 20. Juli 1868. (Geſetz⸗Samml. für 1868. S. 802.) genehmigten Anleihe 
von 100,000 Thalern noch erforderlichen Geldmittel im Wege einer ferneren 
Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: 
zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens 
der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
80,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der 
Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit 
des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen 
zum Betrage von 80,000 Thalern, in Buchſtaben: Achtzig Tauſend Thalern, 
welche in folgenden Apoints: 

80 Stück à 500 Thaler — 40,000 Thaler, 
100° „ 200 = 20,000 
200 2 100 „= 20,000 
— 80,000 Thaler, 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
4 fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlich vom Jahre 1872. ab mit wenigſtens jährlich Einem Prozent 
des Kapitals unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuldverſchreibungen 
zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Ge— 
nehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer 
Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen⸗ 
thums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das 5 nn Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staates nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. | 

Gegeben Hauptquartier Verſailles, den 19. Dezember 1870. 


(JL. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


Pro⸗ 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 
Obligation 
des 


Heiligenbeiler Kreiſes 
. * 


über 


5 Thaler Preußiſch Rurant, 
II. Emiſſion. 


Auf Grund der untemſ genehmigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 
1. Februar und 14. Juli 1870. wegen Aufnahme einer weiteren Schuld von 
80,000 Thalern bekennt ſich die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des 
Seien der Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, 

eitens des Gläubigers unkündbare Verfchreibung zu einer Darlehnsſchuld von 
8 Thalern Preußiſch Kurant, welcher Betrag an den Kreis baar gezahlt 
worden und mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 80,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1872. ab allmälig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigſtens Einem Prozent des Kapitals jährlich, unter Zuwachs der Zinſen 
von den getilgten Schuldraten. a 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1872. ab in dem 
Monate Mai jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die 
n Schuldverſchreibungen werden unter Se ihrer Buchſtaben, 

ummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rück 1 5 er⸗ 
folgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung en t ſechs, 
drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der 


Königlichen Regierung zu Königsberg, dem Staatsanzeiger, dem Heiligenbeiler 


Kreisblatt, der Oſtpreußiſchen Zeitung und der Hartungſchen Zeitung. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird es 
in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, von heute 
an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinſet. 

(Nr, 7773.) 2* Die 


a ehe 
Pe 


et 


EF 
1 a a RT NT 


F 


en ee 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rüd- 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Heiligenbeil, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 

ezogen. \ 

m Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 

Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung Theil J. 
Titel 51. $. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Braunsberg. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch foll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen Ver⸗ 
jährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der 
Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubhafter 
Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten 
und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ... .. halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ... ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. a 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis-Kom⸗ 
munalkaſſe zu Heiligenbeil gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons-Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. 


5 1 zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 

Zinten, den n ee 19%: 
Die kreisſtaͤndiſche Chauſſeebau-Kommiſſion des Kreiſes Heiligenbeil. 


Bemerkung. Die Unterſchriften ſind eigenhändig zu vollziehen. 


Pro⸗ 


iber (bis ohren) Sinstupen ER Serie 


zu der 
Kreis-Obligation des Heiligenbeiler Kreiſes 
e Littr . * 
über Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
über 


3 Thaler Silbergroſchen, 
II. Emiſſion. 


Der Inhaber dieses a empfängt gegen deſſen Rückgabe in der 


Bel om S p NONE An bis 
5 und ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis-Obligation für 
das Halbjahr vom enn bis ar mit (in Buchſtaben) 
RE N Thalern .... ..... Silbergroſchen bei der Kreis-Kommunalkaſſe zu 
Heiligenbeil. 

%% ͤA—AAAA en 18.5 


Die kreisſtaͤndiſche Chauſſeebau-Kommiſſion des Kreiſes Heiligenbeil. 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
eng nicht innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Se der Fälligkeit an 


gerechnet, erhoben wird. 


Bemerkung. Die Namensunterſchriften der Mi a der Kommiſſion können mit 
Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden, doch muß jeder Zinskupon 
mit der eigenhändigen Namensunterſchrift eines Kontrolbeamten verſehen 
werden. 


(Nr, 7778) Pro⸗ 


Se 


_ Provim Preußen, Regierungsbezirk 3 
Ran 
zur | 
Kreis-Obligation des Heiligenbeiler Kreiſes 
5 II. Emiſſion. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obli⸗ 
gation des Heiligenbeiler Kreiſes a 
Thaler & fünf Prozent Zinſen 


die te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Heiligenbeil, ſofern dagegen Seitens des Inhabers der Obli- 
gation nicht rechtzeitig Widerſpruch erhoben worden iſt. 


Zinten, den . ten 


Die kreisſtaͤndiſche Chauſſeebau-Kommiſſion des Kreiſes Heiligenbeil. 


Bemerkungen. 


1) Die Namensunterſchriften der Mitglieder der Kommiſſion können mit 
Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden, doch muß jeder Talon 
fen der eigenhändigen Namensunterſchrift eines Kontrolbeamten verſehen 
ein. 


2) Der Talon iſt zum Unterſchiede auf der ganzen Blattbreite unter den 
beiden letzten Zinskupons mit davon Abweichen en Lettern in nachſtehen⸗ 
der Art abzudrucken: 


Bier Zins-Aupon. | 10 ter Zins-KRupon. 
Talon. 


(Nr. 7774.) 


bet den Tarif wegen 
enutzung der Hafenanlagen und der 


der Abgaben für die B 
sbrücken zu Tönning. 


8 Erhebung 
ee Dampfſchi 

De mittelſt Ihres gemeinſchaftlichen Berichts vom 23. d. Mts. Mir vor- 
gelegten Tarif zur Erhebung der Abgaben für die Benutzung der Hafenanlagen 
und der Dampfſchiffsbrücken zu Tönning, im Kreiſe Eiderſtedt des Regierungs⸗ x 
bezirks Schleswig, ſende Ich Ihnen von Mir vollzogen zur weiteren DBeran- x 
laſſung hierneben zurück. s 2 
2 Dieſer Erlaß iſt mit dem Tarif durch die Geſetz-Sammlung zu ver 

öffentlichen. . 


Hauptquartier Verſailles, den 27. Dezember 1870. — 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. Be 


An die Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche a 
Arbeiten und der Finanzen. iss 1 


Gr. 77740 Tas 5 3 


nach welchem 


· 


die Abgaben fuͤr die Benutzung der Hafenanlagen und der Dampf— 
ſchiffsbruͤcken zu Tönning im Kreiſe Eiderſtedt des Regierungsbezirks 
Schleswig zu erheben find. . 


Vom 27. Dezember 1870. 


Es wird entrichtet: 
A. Von den in dem Hafen von Tönning verkehrenden Schiffsfahrzeugen: 


I. von drei Laſten (ſechs Tonnen) Tragfähigkeit und darunter, 
wenn ſie beladen ſind: f f 
beim Eingange 1 Silbergroſchen, 
beim Ausgange 1 . 
für jedes Fahrzeug. 
Anmerkung: Fahrzeuge der vorſtehend unter I. bezeichneten Art bleiben von 
der Abgabe befreit, wenn ſie geballaſtet oder leer ſind; 


II. von mehr als drei Laſten (ſechs Tonnen) bis zu einſchließlich vierzi 
Laſten (achtzig Tonnen) Tragfähigkeit, 8 
a) wenn ſie beladen ſind: 5 8 
beim Eingange....... ge en 2 Silbergroſchen 
beim Ausgange a ö 2 : 19 
b) wenn ſie Ballaſt führen oder leer ſind: 


hem Engage FREE 1 Silbergroſchen, 
beim Ausgange 1 > 


für jede Laſt der Tragfähigkeit; 


III. von mehr als vierzig Laſten (achtzig Tonnen) Tragfähigkeit, 
a) wenn ſie beladen ſind: 


beim Eingange ......... EEE a. 4 Silbergrofchen 
beim Ausgange ER 4 0 chen, 
b) wenn 


JJ ˙ : ne en ee A er 
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b) wenn fie Ballaft führen oder leer find: 
bein Einganger 77:2... 2.0. 2 Silbergroſchen, 
CCC OE ZEN . 


für jede Laſt (jede zwei Tonnen) der Tragfähigkeit. 


Ausnahmen. 


1) Schiffe von mehr als vierzig Laſten (achtzig Tonnen) Tragfähigkeit, wenn 
ſie eine Fahrt wiſchen Häfen des Norddeutſchen Bundes ohne Berüh⸗ 
rung fremder Häfen machen, entrichten nur die Hälfte der vorſtehend 
unter III. a. und b. feſtgeſetzten Abgabe. 


2) Schiffe, deren Ladung 
a) im Ganzen das Gewicht von vierzig Zentnern nicht überſteigt, oder 


b) ausſchließlich in Dach fannen, Dachſchiefer, Cement, Bruch-, Cement— 
Granit, G. Kall, Mauer, Pflaſter⸗ oder Ziegelſteinen aller Art, 
Kreide, Thon⸗ oder Pfeifenerde, Seegras, Sand, Brennholz, Torf, 
Steinkohlen, Koaks, Rohſchwefel, Salz, Heu, Stroh, Dachreth, 
Dünger, friſchen Fiſchen, Rohmaterialien zum Deichbau oder Muſchel⸗ 
ſchaalen beſteht, 


haben das Hafengeld nur nach den Sätzen für Ballaſtſchiffe zu entrichten. 


3) Für Fahrzeuge, welche im Verkehr mit Orten an der Eider und den in 

die Eider ſich ergießenden Flüſſen, Auen und Entwäſſerungskanälen den 

afen zu Tönning regelmäßig oder häufig im Jahre beſuchen, kann nach 

ahl anſtatt der tarifmäßigen Abgabe für jede einzelne Fahrt eine jähr- 

liche Abfindung entrichtet werden, deren Höhe nach näherer Anleitung 

5 i von der zuſtändigen Verwaltungsbehörde feſtzu⸗ 
etzen bleibt. 


Befreiungen. 
Von Entrichtung des Hafengeldes ſind ſowohl für den Eingang als für 


den Ausgang befreit: 


1) alle Fahrzeuge, welche ohne Ladung in den Hafen einlaufen, um Fracht 
zu ſuchen und den Hafen ohne Ladung wieder verlafien; 


2) alle Fahrzeuge, welche wegen Seeſchadens oder anderer Unglücksfälle, 
wegen Eisgangs, Sturmes oder widriger Winde, ſowie alle Fahrzeuge, 
welche, nur um Erkundigungen einzuziehen oder Orders in Empfang zu 
nehmen, in den Hafen einlaufen und denſelben, ohne Ladung gelöſcht 
oder eingenommen zu haben, wieder verlaſſen; 

3 3) Fahr. 
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3) Fahrzeuge von vierzig Laſten (80 Tonnen) oder weniger Tragfähigkeit, 

wenn ſie auf der Fahrt nach einem anderen Hafen des Nor deutſchen 
Bundesgebietes in den Tönninger Hafen lediglich zu dem Zwecke einlaufen, 
um daſelbſt eine den zehnten Theil ihrer Tragfähigkeit nicht überſteigende 
Beiladung zu löſchen oder einzunehmen 


4) Fahrzeuge, welche zur Hülfsleiſtung bei geſtrandeten Schiffen oder in 
Noth befindlichen Schiffen aus oder eingehen, wenn ſie nicht zum Löſchen 
oder Bergen von Strandgütern verwendet werden; 


5) Leichterfahrzeuge, wenn das zu leichternde oder durch Leichter beladene 
Schiff ſelbſt die Hafenabgabe entrichtet 


6) Schiffsgefäße, welche Staatseigenthum ſind oder lediglich für Staats- 
rechnung Gegenſtände befördern, jedoch in letzterem Falle nur auf Vor⸗ 
zeigung von Freipäſſen; 


7) alle Lootſenfahrzeuge, ſoweit ſie nur ihrem Zwecke gemäß benutzt werden) 


8) Böte, welche zu den der Abgabe unterliegenden Schiffen gehören, ſowie 
allgemein alle kleinen Fahrzeuge bis zu Einer Laſt (zwei Tonnen) Trag⸗ 
fähigkeit ; 

9) Fahrzeuge bis zu einſchließlich drei Laſten (ſechs Tonnen) Tragfähigkeit 
bei ihren Fahrten nach und von den im Hafen oder auf der Eider bei 
Tönning liegenden Schiffen 


10) Fahrzeuge, welche Steine aus dem Meeresgrund oder von der Küſte 
geſammelt einbringen, jedoch nur für den Eingang, inſofern ſie den 
Hafen leer oder geballaſtet wieder verlaſſen, auch für den Ausgang , 


11) alle Fahrzeuge, welche lediglich zur Fiſcherei benutzt werden; 


12) Fährböte, wenn ſie in der Fahrt den Verkehr zwiſchen der am Eingange 
des Hafens belegenen Fährſtelle (Fährdamm) zu dem jenſeitigen Eider⸗ 
ufer vermitteln und nicht als Leichter benutzt werden, oder über den 
Fährdamm hinaus in den Hafen hineingehen. 


B. Von den an den beiden Dampfichiffsbrücen verkehrenden Schiffen, 
ſofern ſie dort löſchen oder laden, drei Silbergroſchen, und wenn ſie dort 
ſowohl löſchen als laden, ſechs Silbergroſchen für jede Laſt (jede zwei Tonnen) 
der Tragfähigkeit. Die unter B. beſtimmte Abgabe für das Löſchen oder Laden 
wird nicht erhoben, wenn: 

1) die gelöſchten oder geladenen Waaren zuſammen das Gewicht von vier- 

zig Zentnern nicht uͤberſteigen, oder 


2) Fahrzeuge von vierzig Laſten (achtzig Tonnen) oder weniger Tragfähig⸗ 
keit auf der Fahrt nach einem anderen Hafen des Norddeutſchen Bundes⸗ 
| ger 


gebietes an den Dampfſchiffsbrücken zu Tönning lediglich eine den zehn⸗ 
ten Theil ihrer Tragfähigkeit nicht überſteigende Beiladung löſchen oder 
einnehmen, oder 

3) die Schiffsgefäße Staatseigenthum ſind, oder die gelöſchten oder gelade⸗ 
nen Waaren für Staatsrechnung befördert werden, jedoch im letzteren 
Falle nur auf Vorzeigung von Freipäſſen. f 


Zuſaͤtzliche Beſtimmungen. 


1) Soweit in dieſem Tarife die Schiffslaſt den Erhebungsmaaßſtab bildet, 
iſt darunter die Preußiſche Schiffslaſt zu 4000 Pfund (zwei Tonnen) 
zu verſtehen. 

2) Bei Berechnung der Tragfähigkeit werden überſchießende u von 
einer halben Laſt oder mehr leine Tonne oder mehr) für eine volle Laſt 
(volle zwei Tonnen) gerechnet, kleinere Bruchtheile dagegen außer Be— 
rechnung gelaſſen. 


Hauptquartier Verſailles, den 27. Dezember 1870. 


(I. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 
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(Fr. 7775.) Allerhöchſter Erlaß vom 19. Dezember 1870., betreffend den Uebergang der 
Verwaltung des Königlichen Kredit-Inſtitutes für Schleſien auf die König⸗ 
liche Regierung zu Breslau. 


Nachdem in Folge der durch den Erlaß vom 4. März 1850. angeordneten 
Schließung des Königlichen Kredit-Inſtitutes für Schleſien die Geſchäfte deſſelben 
nach Ihrem Berichte vom 15. d. Mts. ſich erheblich vermindert und vereinfacht 
haben) beftimme Ich in Abänderung der diesfälligen Feſtſetzungen der $$. 1. 
und 2. der Verordnung vom 8. Juni 1835. und der Nr. 2. und 3. des Erlaſſes 
vom 4. März 1850., daß mit dem 1. Januar 1871. die Verwaltung des Kredit- 
Inſtitutes in dem ganzen Umfange, in welchem dieſelbe der mit der Vertretung 
des Kredit-Inſtitutes beauftragten Behörde bisher zuſtand, mit den der letzteren 
zuſtehenden Rechten und Pflichten auf die Regierung zu Breslau mit der 
Maaßgabe übergehen ſoll, daß die Geſchäfte innerhalb derſelben von der Ab⸗ 
theilung für direkte Steuern, Domainen und Forſten nach der Regierungs- 
Inſtruktion vom 23. Oktober 1817. und den dieſelbe ergänzenden und abändern⸗ 
den Beſtimmungen unter der bisherigen Firma: „Königliches Kredit⸗Inſtitut für 
Schleſien“ bearbeitet werden. Die Landräthe und Unterbehörden in den Regierungs- 
bezirken Liegnitz und Oppeln ſind gehalten, den Aufträgen und Anordnungen 
der Regierung zu Breslau in Angelegenheiten des Königlichen Kredit⸗Inſtitutes 
Folge zu leiſten. 

Hauptquartier Verſailles, den 19. Dezember 1870. 


Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. Ca mphauſen. 


An die Miniſter des Innern und der Finanzen. 


(Nr. 7776.) 


(Nr. 7776.) Konzeſſions⸗Urkunde für die Braunſchweigiſche Eiſenbahngeſellſchaft zum Be— 
triebe der im Preußiſchen Staatsgebiete belegenen Theile der bisherigen 
Braunſchweigiſchen Staats-Eiſenbahnen. Vom 10. Januar 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung der Bank für Han⸗ 
del und Induſtrie zu Darmſtadt die geſammten Braunſchweigiſchen Staats⸗Eiſen⸗ 
bahnen verkauft und der von der Ankäuferin gebildeten, in der Stadt Braun⸗ 
ſchweig domizilirten „Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft!“ am 6. Dezember 
1870. die Konzeſſion zum Betriebe dieſer Bahnen für das Herzoglich Braun⸗ 
ſchweigiſche Gebiet ertheilt hat, wollen Wir hierdurch dieſer Geſellſchaft die gleiche 
Konzeſſion für die im Preußiſchen Staatsgebiete belegenen Strecken der bisheri- 
gen Braunſchweigiſchen Staats⸗Eiſenbahnen mit der Maßgabe ertheilen, daß 
die Geſellſchaft den Beſtimmungen des betreffenden Staatsvertrages zwiſchen 
Preußen und Braunſchweig vom 23. Auguſt 1870. (Geſetz-Samml. S. 613. ff.) 
unterworfen iſt. 


Die gegenwärtige Urkunde iſt durch die Geſetz-Sammlung zu ver⸗ 
öffentlichen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Hauptquartier Verſailles, den 10. Januar 1871. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


(Nr. 7776-7777) (Nr. 7777.) 


(Nr. 7777.) Beſtätigungs⸗Urkunde, betreffend einen Statutnachtrag der Bergiſch-Märkiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 10. Januar 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


Nachdem der Vorſtand der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft auf 
Grund der ihm in der Generalverſammlung derſelben vom 30. Juni 1870. er⸗ 
theilten Vollmacht Behufs Abänderung der $$. 5. und 72. des Geſellſchaftsſtatutes 
vom 12. Juli 1844. den anliegenden Statutnachtrag beſchloſſen hat, wollen Wir 
letzterem die erbetene landesherrliche Genehmigung hiermit ertheilen. 


Die gegenwärtige Urkunde iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 


Urkundlich unter * Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Hauptquartier Verſailles, den 10. Januar 187 = 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


Nach⸗ 
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| Nachtrag 
zu dem 


Statute der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


Die bisherigen §§. 5. und 72. des Geſellſchaftsſtatutes vom 12. Juli 1844. 
werden hierdurch aufgehoben. Die $$. 5. und 72. des Statutes erhalten folgende 
neue Faſſung: 

$. 5. 

Die Geſellſchaft kann eine Were und Weiterführung der Bahn, 
ſowie Zweigbahnen ausführen, mit den Unternehmern anderer Eiſenbahnen oder 
anderer Transportanſtalten, welche mit ihren (der Geſellſchaft) Bahnen in unmittel- 
barer oder mittelbarer Verbindung ſtehen oder errichtet werden, zur Förderung 
des Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn-Unternehmens Verträge wegen gegenſeitiger 
Benutzung abſchließen, auch zu dieſer Förderung bei ſolchen fremden Bahnen oder 
anderen Transportanſtalten in jeder beliebigen Weiſe ſich finanziell betheiligen. 

1 Zu dieſen Maßnahmen bleibt jedoch die Genehmigung des Staates, inſo⸗ 
fern dieſelbe geſetzlich vorgeſchrieben iſt, vorbehalten. 


op! 


Die Beſchlüſſe der Generalverſammlung über die Veränderung des Sta⸗ 
tutes, die Vermehrung des Geſellſchaftskapitals oder die Erweiterung des Unter. 
nehmens werden durch abſolute Stimmenmehrheit der auf Zuſammenberufung 
erſchienenen reſp. vertretenen Aktionaire gefaßt. 

Nur zur Auflöſung der Geſellſchaft iſt ein mit einer Majorität von zwei 
Dritteln der anweſenden oder vertretenen Stimmen gefaßter Beſchluß erforderlich 
und gewährt bei der Abſtimmung hierüber jede Aktie Eine Stimme. 


— 


(Nr. 7777-7778) (Nr. 7778.) 


1 


(Nr. 7778.) Bekanntmachung, betreffend die der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
ertheilte landesherrliche Konzeſſion zum Bau und Betrieb einer Zweigbahn 
von Hagen bis Haufe und von hier einerſeits nach Haßlinghauſen und 
andererſeits im Ennepethal weiter bis Altenvörde. Vom 11. Januar 1871. 


Da Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſter Konzeſſions⸗Urkunde vom 
31. Dezember 1870. der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft den Bau und 
Betrieb einer Zweigbahn von Hagen bis Haufe und von hier einerſeits nach 
Haßlinghauſen und andererſeits im Ennepethal weiter bis Altenvörde unter gleich- 
zeitiger Verleihung des Expropriationsrechts zu geſtatten geruht. 


Die vorgedachte Allerhöchſte Urkunde wird durch das Amtsblatt der König⸗ 
lichen Regierungen in Düſſeldorf und Arnsberg veröffentlicht werden. 


Berlin, den 11. Januar 1871. 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
Gr. v. Itzenplitz. 


Redigirt im Büreau des Staats-⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


